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der Verhinderung von Beeinträchtigungen durch 
bergbauliche Arbeiten und Maßnahmen zu bera­
ten und zu unterstützen sowie in den Bezirks­
und Kreiskatastrophenkommissionen mitzuarbei­
ten;

d) bei Regelungen oder Maßnahmen der Räte der 
Kreise zur Beseitigung eingetretener und zur Ver­
hütung künftiger Bergschäden, die durch Betriebe 
verursacht wurden, die nicht mehr bestehen und 
für die kein Rechtsnachfolger vorhanden ist, Ent­
scheidungen darüber zu treffen, ob ein Bergschaden 
vorliegt und welche bergbautechnischen Maßnah­
men erforderlich sind;

e) die Untersuchungsorgane durch fachliche Beratung 
und Erläuterung technischer Fragen bei der Un­
tersuchung von Vorkommnissen, die den Verdacht 
einer Straftat begründen, zu unterstützen;

f) auf schriftliche Anforderung der Untersuchungs­
organe sowie der staatlichen und gesellschaftli­
chen Organe Gutachten auf dem Gebiet der Berg­
bausicherheit, der öffentlichen Sicherheit und der 
Wiederurbarmachung abzugeben;

g) Einfluß auf die Projektierung, Ausarbeitung und 
Einführung neuer Technik und Technologie zur 
Ausnutzung der neuesten wissenschaftlichen Er­
kenntnisse auf dem Gebiet der Bergbausicherheit 
auszuüben.

§5
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben haben die Berg­

behörden das Recht,
a) jederzeit die Betriebe und Anlagen zu befahren 

sowie Grundstücke zu betreten;
b) von den Betrieben, den wirtschaftsleitenden Or­

ganen, den Fachorganen der örtlichen Staatsorgane 
und, wenn notwendig, von Bürgern Auskünfte ein­
zuholen ;

c) von den Betrieben, den wirtschaftsleitenden Or­
ganen und den Fachorganen der örtlichen Staats­
organe Stellungnahmen, Unterlagen und Berichte 
anzufordern sowie Einsicht in deren Unterlagen 
zu nehmen;

d) die Aufhebung oder Änderung von Bestimmungen 
und Festlegungen der Betriebe, der wirtschaftslei­
tenden Organe und der Fachorgane der örtlichen 
Staatsorgane zu fordern, wenn diese Bestimmun­
gen und Festlegungen die Bergbausicherheit, die 
öffentliche Sicherheit oder die Wiederurbar­
machung nicht gewährleisten;

e) die Beseitigung von Gefahren und Mängeln von 
den Leitern der Betriebe, Rechtsträgern, Eigen­
tümern und Nutzern zu fordern, bestimmte Arbei­
ten zu verbieten sowie die Durchführung ent­
sprechender Maßnahmen und die Stillegung von 
Betrieben und Anlagen zu fordern;

f) in den Betrieben, die Ausrüstungen oder Mate­
rialien für die beaufsichtigten Betriebe und Arbei­
ten herstellen und liefern, Einblick in die erfor­
derlichen Unterlagen zu nehmen und die Aus­
händigung von Abschriften zu verlangen;

g) von wissenschaftlichen und staatlichen Einrichtun­
gen Auskünfte einzuholen sowie von staatlichen 
Einrichtungen die zeitweilige Überlassung oder 
die Aushändigung von Abschriften und Kopien 
von Archivgut zur Bearbeitung von Fragen des 
alten Bergbaus zu fordern;

h) von den Betrieben, den Rechtsnachfolgern stillge­
legter untertägiger bergbaulicher Anlagen, den 
Rechtsträgern oder Eigentümern und Nutzern 
bergbaulich genutzter Bodenflächen sowie den 
Rechtsträgern oder Eigentümern und Nutzem von 
Halden und Restlöchern die Vorlage von wis­
senschaftlichen Untersuchungsergebnissen als 
Nachweis für die Gewährleistung der Bergbau­
sicherheit, der öffentlichen Sicherheit und der 
Wiederurbarmachung zu fordern;

i) von den Betrieben, Rechtsnachfolgern, Rechtsträ­
gern oder Eigentümern und Nutzem auf deren 
Kosten die Vorlage von Sachverständigengutachten 
zu verfügen.

§ 6
(1) Die Leiter der Bergbehörden haben die Durch­

führung der ihnen übertragenen Aufgaben entsprechend 
den Arbeitsplänen und den Weisungen des Leiters der 
Obersten Bergbehörde zu sichern. \

(2) Die Leiter der Bergbehörden sichern innerhalb 
ihrer Aufsichtsbereiche eine enge Zusammenarbeit mit 
den gewerkschaftlichen Organen, insbesondere den Ar­
beitsschutzinspektionen der Bezirksvorstände des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, und anderen gesell­
schaftlichen Organisationen in allen Fragen, die die 
Werktätigen der Betriebe oder die Mitarbeiter der 
Bergbehörden betreffen.

(3) Die Leiter der Bergbehörden sichern innerhalb 
ihrer Aufsichtsbereiche eine ständige enge Zusammen­
arbeit mit den Leitern anderer staatlicher und wirt­
schaftsleitender Organe bei der Lösung von Grundfra­
gen und zur koordinierten Durchführung von Aufgaben. 
Sie haben herangereifte Probleme rechtzeitig mit den 
Leitern anderer staatlicher und wirtschaftsleitender Or­
gane zu beraten, gemeinsam mit ihnen Lösungswege 
auszuarbeiten und komplexe Maßnahmen in gegensei­
tigem Einvernehmen durchzuführen.

(4) Die Leiter der Bergbehörden haben mit den Fach­
organen der zuständigen örtlichen Staatsorgane im Rah­
men ihrer Aufgaben bei der Lösung von Grundfragen, 
die für die volkswirtschaftliche Entwicklung im Terri­
torium von Bedeutung sind, eng zusammenzuarbeiten.

(5) Die Leiter der Bergbehörden haben den Werk­
tätigen der beaufsichtigten Betriebe durch Öffentlich­
keitsarbeit die Grundsätze der Entwicklung und Durch­
führung der Aufgaben zur Erhöhung der Bergbausicher­
heit, der öffentlichen Sicherheit sowie der Wiederur­
barmachung zu erläutern. Sie entwickeln und verwirk­
lichen wirksame Formen und Methoden der Einbezie­
hung der Werktätigen in die Planung und Leitung 
der Arbeiten zur Erhöhung der Bergbausicherheit, der 
öffentlichen Sicherheit und der Wiederurbarmachung.

§7
(X) Die Bergbehörden werden von den Leitern der 

Bergbehörden nach dem Prinzip der Einzelleitung und 
persönlichen Verantwortung geleitet. Die Leiter der 
Bergbehörden sind für die Verwirklichung der Auf­
gaben der Bergbehörden gegenüber dem Leiter der 
Obersten Bergbehörde verantwortlich und rechenschafts­
pflichtig.

(2) Die Leiter der Bergbehörden sind gegenüber den 
Mitarbeitern ihrer Bergbehörde weisungsberechtigt. Sie 
leiten die Bergbehörde unter ständiger Einbeziehung 
aller Mitarbeiter und sind verpflichtet, die sozialistische


